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Disaster Divide: How Climate Chaos Deepens Inequality and Enriches the Few



Executive 
Summary 
Die Klimakrise ist nicht nur eine ökologische Katastrophe –  
sie ist eine fundamentale Ungleichheitskrise. Überschwemmungen, 
Dürren, Hurrikane und steigende Nahrungsmittelpreise treffen  
weltweit vor allem jene Menschen, die am wenigsten zur Erderwär-
mung beitragen und über die geringsten Ressourcen verfügen,  
um sich vor ihren Folgen zu schützen. 

Die Schweiz profitiert von einem Klimaprivileg. 

Dank ihres Wohlstands, ihrer Infrastruktur und ihrer staatlichen 
Kapazitäten kann sie die Folgen der Erderwärmung deutlich bes-
ser abfedern als viele ärmere Länder. Gleichzeitig trägt sie durch 
hohe konsumbasierte Emissionen1, grosse Vermögen sowie 
ihren bedeutenden Finanz- und Rohstoffhandelsplatz überpro-
portional zur Klimakrise bei.
	 Damit steht unser Land exemplarisch für das globale Missver-
hältnis zwischen Verursachung und Betroffenheit. 

Wer die Krise verursacht hat, kann sich am effektivsten 
vor ihren Folgen schützen.

Der neue Oxfam-Bericht Disaster Divide: How Climate Chaos Dee-
pens Inequality and Enriches the Few untersucht, wie Klimakrise 
und Ungleichheit sich gegenseitig verstärken. Solidar Suisse hat 
ihn mit Schweizer Zahlen und Einordnungen ergänzt.
	 Die Zahlen sind eindrücklich: 

Die reichsten 0,1 Prozent der Weltbevölkerung – rund acht 
Millionen Menschen – verursachen heute mehr Emissionen 
als die ärmsten 44 Prozent der Menschheit zusammen,  
also 3,5 Milliarden.

Diese Elite befindet sich zwar nicht nur im Globalen Norden, doch 
die historische Verantwortung für die Erderwärmung liegt primär 
hier: Obwohl hier nur rund 14 Prozent der Menschheit leben, geht 
der überwiegende Teil der bisherigen Emissionen auf ihr Konto.2

Gleichzeitig bestimmt der Zugang zu Ressourcen darüber, wer 
Klimarisiken ausgesetzt ist, wer Schäden vermeiden kann und 
wer sich nach einer Katastrophe wieder erholt. 

Die Klimakrise verstärkt bestehende soziale und  
wirtschaftliche Ungleichheit.

Diese Dynamik zeigt sich nicht nur bei Extremwetterereignissen. 
Sie prägt zunehmend auch den Alltag von Millionen Menschen. 
Klimabedingte Ernteausfälle und Produktionsstörungen treiben 
weltweit die Lebensmittelpreise nach oben. Diese sogenannte 
«Climateflation» trifft Haushalte mit tiefen Einkommen beson-
ders stark und verschärft Ungleichheiten weiter. Gleichzeitig ent-
stehen rund um Wiederaufbau und Katastrophenschutz sowie auf-
grund steigender Rohstoff- und Nahrungsmittelpreise neue Profite 
für einzelne Unternehmen, Investorinnen und Finanzakteure.
 	 Aus diesem Gegensatz zwischen Verursachen und Betrof-
fensein entsteht für die Schweiz eine besondere Verantwortung. 
Denn ihr Einfluss als Standort bedeutender Finanzinstitute so-
wie internationaler Rohstoff- und Agrarhandelsunternehmen 
reicht weit über die eigenen Landesgrenzen hinaus. 
	 Für Solidar Suisse folgt daraus eine klare politische Kon-
sequenz: Wer die Klimakrise verursacht und von fossilen Ge-
schäftsmodellen profitiert, muss für die Schäden geradestehen 
und sich stärker an den Kosten für Klimaschutz, Anpassung so-
wie klimabedingte Verluste beteiligen. 

Make Polluters Pay.
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Die reichsten 0,1 Prozent der Weltbevölkerung – rund acht Millionen Menschen –  
verursachen heute mehr Emissionen als die ärmsten 44 Prozent der Menschheit zusammen. 

Ärmste 

44 %
Reichste 

0,1 %



Die Emissionen der 
Reichen verursachen 
Klimakatastrophen
Zwischen reichen und armen Ländern, aber auch innerhalb ein-
zelner Staaten bestehen enorme Emissionsunterschiede. Wäh-
rend sich der ökologische Fussabdruck der meisten Menschen 
wesentlich aus Infrastruktur, Energieversorgung, öffentlichem 
Verkehr und Einkommen zusammensetzt, umfasst er bei der 
kleinen sehr wohlhabenden Minderheit von Milliardär*innen 
weit mehr. Ihr Konsum, aber vor allem ihre Investitionen und ihr 
Eigentum an emissionsintensiven Unternehmen verursachen 
einen überproportional grossen Teil der globalen Emissionen.

Acht Millionen Menschen verursachen 
mehr Emissionen als 3,5 Milliarden
•	 Die reichsten 0,1 Prozent der Weltbevölkerung  

verursachen mehr Emissionen als die ärmsten 44 Prozent.
•	 Die reichsten 0,1 Prozent verursachen mehr als dreimal  

so viele Emissionen wie die gesamte Bevölkerung  
Subsahara-Afrikas.

•	 Die reichsten zehn Prozent sind für knapp die Hälfte  
aller konsumbasierten Emissionen verantwortlich.

•	 Die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung verursacht  
lediglich 8,4 Prozent davon.3

Diese Berechnungen ordnen die Emissionen dem Konsum 
der Menschen zu, unabhängig davon, wo die entsprechenden 
Güter produziert wurden. So werden auch Emissionen sicht-
bar, die wohlhabende Länder durch importierte Produkte 
verursachen.
	 Privatjets zeigen diese eklatante Emissionsungleichheit 
besonders deutlich: Von rund 250’000 Menschen genutzt, ver-
ursachten im Jahr 2025 Privatjets 16 Millionen Tonnen CO2. Ein 
einziger Flug stiess etwa 3,7 Tonnen CO2 aus, ungefähr so viel wie 
eine durchschnittliche Person weltweit in einem ganzen Jahr.4

Eigentum und Investitionen erzeugen Emissionen
Der persönliche Konsum zeigt nur einen Teil der Verantwortung. 
Für Disaster Divide wurden die Beteiligungen von mehr als 
1000 Milliardär*innen aus 59 Ländern an 1095 Unternehmen 
untersucht. Ihre Investitionsemissionen beliefen sich 2025 auf 
rund 486 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Wären sie ein 
Land, stünden sie auf Platz 19 der Rangliste der weltweit gröss-
ten Emittent*innen.5 

	 Die durchschnittlichen Investitionsemissionen betrugen 
rund 486’000 Tonnen CO2-Äquivalente pro Milliardär*in. 
Zudem wurden 71 Prozent der untersuchten Investitionen in 
Branchen mit besonders hohen Klimaauswirkungen getätigt, 
etwa Öl, Gas oder Chemie.6

1 Diese Zahlen verschieben den Blick von individuellen 
Konsumentscheidungen hin zu Eigentum, Investitionen 
und wirtschaftlicher Macht.

Von Emissionen zu Todesfällen
Im Jahr 2023 starben weltweit mehr als 178’000 Menschen in-
folge von Hitzewellen. 54 Prozent dieser Todesfälle waren auf 
den menschengemachten Klimawandel zurückzuführen.7

	 Das reichste Prozent der Weltbevölkerung ist für rund 20 Pro-
zent der globalen Erwärmung seit 1990 verantwortlich. Eine Per-
son aus dieser Gruppe hat 34-mal stärker zu den heutigen Hitze-
extremen beigetragen als eine durchschnittliche Person und über 
hundertmal stärker als jemand aus der ärmeren Hälfte der Welt-
bevölkerung. Die Emissionen, die das reichste Prozent innerhalb 
eines Jahres verursacht, werden langfristig zu schätzungsweise 1,9 
Millionen zusätzlichen hitzebedingten Todesfällen führen.8

Die Folgen des  
Klimawandels  
treffen Menschen  
unterschiedlich 

2

Ein Extremwetterereignis wird nicht allein aufgrund seiner 
meteorologischen Ausprägung zur Katastrophe. Entscheidend 
ist auch, wo und unter welchen Bedingungen Menschen leben, 
welche Ressourcen ihnen zur Verfügung stehen und ob sie sich 
nach einem Verlust wieder erholen können.
	 Um zu erklären, weshalb dieselben Klimarisiken so unter-
schiedliche Folgen haben, greift Oxfam ein ursprünglich von 
der Weltbank entwickeltes Dreistufenmodell auf und erweitert 
es um ökologische, soziale und kulturelle Dimensionen: Expo-
niertheit, Verletzlichkeit, Widerstandskraft.9

Exponiertheit
Menschen sind Klimarisiken wie Überschwemmungen, extre-
mer Hitze, Dürren oder Waldbränden in unterschiedlichem Aus-
mass ausgesetzt. Wer ein tiefes Einkommen hat, lebt häufiger 
in besonders gefährdeten Gebieten und arbeitet öfter im Freien 
oder in unmittelbar klimaabhängigen Berufen. Auch der Zu-
stand von Ökosystemen spielt eine Rolle: Wo Mangroven, Wäl-
der, Feuchtgebiete oder Korallenriffe zerstört sind, fehlen natür-
liche Schutzbarrieren.

Verletzlichkeit
Menschen und ihre wirtschaftlichen Lebensgrundlagen sind ver-
schieden anfällig: Der Zustand der Wohnung, Gesundheit, sichere 
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Landrechte sowie der Zugang zu Wasser, Elektrizität und öffent-
licher Infrastruktur beeinflussen ihre Verwundbarkeit.
	 Nach Überschwemmungen in Mumbai machten die Repa-
ratur- und Wiederbeschaffungskosten für einkommensschwa-
che Familien rund das 15-fache des Monatseinkommens aus. 
Bei wohlhabenderen Haushalten lagen sie ungefähr in der 
Höhe eines Monatseinkommens.10

Widerstandskraft
Auch die Fähigkeit, Schäden zu bewältigen und sich davon zu 
erholen, hängt von Wohlstand ab. Ersparnisse, Versicherungen, 
soziale Sicherung, rechtlich geschütztes Eigentum und verschie-
dene Einkommensquellen erleichtern den Wiederaufbau. Als 
der Hurrikan Mitch 1998 Honduras traf, vernichtete er 18 Pro-
zent der Vermögenswerte des ärmsten Fünftels, aber nur drei 
Prozent der Vermögenswerte des reichsten Fünftels.11

	 Gleichzeitig verstärken Klimafolgen die Ungleichheit: Eine 
Untersuchung von 158 Ländern zwischen 1995 und 2019 stellte 
einen Zusammenhang zwischen zunehmender Klimakrise und 
steigender Einkommensungleichheit fest.12

	 Weltweit leben 887 Millionen in Bezug auf Gesundheit, 
Bildung und Lebensstandard benachteiligte Menschen in Re-
gionen, die mindestens einem bedeutenden Klimarisiko aus-
gesetzt sind. 681 Millionen sind extremer Hitze, 465 Millionen 
Überschwemmungen und 207 Millionen Dürren ausgesetzt.13

	 So entsteht ein sich selbst verstärkender Kreislauf. 

Ungleichheit erhöht die Exponiertheit und Verletzlichkeit 
und schwächt die Widerstandskraft. Die daraus entstehenden 
Schäden verschärfen wiederum die Ungleichheit.

Climateflation:  
Die Klimakrise ver-
teuert den Alltag 
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Höhere Durchschnittstemperaturen, Dürren, Überschwem-
mungen, unzuverlässige Niederschläge und Bodendegradation 
reduzieren Erträge und machen die landwirtschaftliche Produk-
tion zunehmend unberechenbar. Gemäss ungünstiger Szenarien 
könnten die weltweiten Maiserträge um bis zu 24 Prozent sinken.14

	 Ein Anstieg der Durchschnittstemperatur um ein Grad senkt 
das landwirtschaftliche Einkommen armer ländlicher Haushalte 
um 53 Prozent.15

Klimakrise im Einkaufskorb
Klimabedingte Produktionsausfälle führen zu steigenden Le-
bensmittelpreisen. Bis 2035 könnte die Erwärmung die jährliche 
Lebensmittelinflation um 0,92 bis 3,23 Prozentpunkte erhöhen.16

Auch davon sind der Globale Norden und Süden unterschiedlich 
betroffen: Schweizer Haushalte wenden durchschnittlich rund 
neun Prozent ihrer Konsumausgaben für Lebensmittel auf. In 
Nigeria sind es 59 Prozent, in Myanmar 54 Prozent und in Bang-
ladesch 53 Prozent.17 In Guatemala und Honduras geben viele 
Haushalte rund 65 Prozent ihres Einkommens für Nahrung aus. 
Mehr als ein Drittel verwendet sogar mindestens 75 Prozent da-
für. Preissteigerungen führen dazu, dass Familien Mahlzeiten 
auslassen, Land, Vieh und Werkzeuge verkaufen oder Ausga-
ben für Gesundheit und Bildung reduzieren.18

Kleinbäuer*innen trifft es härter
Weltweit kontrollieren Betriebe mit über 1000 Hektaren mehr 
als die Hälfte der landwirtschaftlich genutzten Fläche, obwohl 
sie lediglich 0,1 Prozent aller landwirtschaftlichen Betriebe 
ausmachen.19 Grossbetriebe verfügen eher über Bewässerungs-
systeme, Lagerkapazitäten, Versicherungen, Kredite und finan-
zielle Mittel für neue Technologien, die kleinbäuerlichen Pro-
duzent*innen meist fehlen.

Ungleichheit 
verstärkt die 
Klimafolgen

4

In Ländern mit grosser Ungleichheit verursachen Katastrophen 
höhere Todeszahlen. Bei Überschwemmungen liegt die Zahl 
der Todesopfer in stark ungleichen Ländern siebenmal höher 
als in egalitäreren Gesellschaften.20

Keine Versicherung
Versicherungen können helfen, Verluste aufzufangen. Doch ge-
rade jene Menschen, die den grössten Risiken ausgesetzt sind, 
besitzen häufig den geringsten Versicherungsschutz. In gefähr-
deten Regionen steigen die Prämien oder Anbieter*innen zie-
hen sich zurück. So entsteht eine wachsende Schutzlücke.21

Verschärfung von Diskriminierungen
Eine Auswertung von 130 Studien ergab, dass Frauen und Mäd-
chen in 68 Prozent der untersuchten Fälle stärker von klima-
bedingten Gesundheitsfolgen betroffen waren als Männer und 
Jungen.22 Auch geschlechtsspezifische Gewalt nimmt während 
und nach Extremereignissen häufig zu.23

	 Extremwetterereignisse haben in den vergangenen zehn 
Jahren rund 220 Millionen Menschen aus ihren Wohnorten ver-
trieben.24  Bis 2050 könnten bis zu eine Milliarde Menschen kli-
mabedingt vertrieben werden.25

	
Wer wann, wie stark und mit welchen Folgen von der Klimakrise 
betroffen ist, hängt wesentlich mit Ungleichheit zusammen.
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Doppelte Dividende: 
Profit mit der 
Klimakrise 
Während Millionen Menschen durch die Folgen des Klimawan-
dels ihr Zuhause, ihr Einkommen oder ihre Ernährungssicher-
heit verlieren, entstehen rund um Katastrophenschutz, Anpas-
sung und Wiederaufbau neue Märkte. Der globale Markt für 
den Wiederaufbau nach Katastrophen soll bis 2029 von jährlich 
70 auf 92 Milliarden US-Dollar wachsen.26

	 Der Destroy and Rebuild Index von Oxfam umfasst 217 Unter-
nehmen, die entweder an emissionsintensiven Geschäftsmodel-
len oder an Katastrophenvorsorge, Anpassung und Wiederaufbau 
verdienen. Die beiden weltweit grössten Vermögensverwalter, 
BlackRock und Vanguard, sind an 92 Prozent dieser Unterneh-
men beteiligt. Oxfam spricht deshalb von einer «doppelten Divi-
dende»: Gewinne entstehen sowohl durch Geschäftstätigkeiten, 
die zur Klimakrise beitragen, als auch durch Märkte, die aus ihren 
Folgen entstehen.27

Gewinne durch steigende Lebensmittelpreise
Klimabedingte Ernteausfälle treiben die Lebensmittelpreise 
nach oben. Doch die höheren Preise kommen nicht bei den 
Produzent*innen an. So beschädigte Extremwetter 2024 die 
Kakaoernten in Westafrika. Die Preise stiegen gegenüber dem 
Vorjahr um rund 231 Prozent, ohne dass die Kakaobäuer*innen 
davon profitierten. Gleichzeitig trugen Starkregen in Indone-
sien sowie Dürren in Brasilien und Vietnam zu einem Anstieg 
der Kaffeepreise um 38,8 Prozent bei.28

	 Wer von solchen Preissprüngen profitiert, hängt auch mit 
den Machtverhältnissen entlang der Lieferketten zusammen. 
Vier Unternehmen – Archer Daniels Midland, Bunge, Cargill 
und Louis Dreyfus – kontrollierten 2022 schätzungsweise 50 bis 
60 Prozent des weltweiten Handels mit Getreide, Ölsaaten und 
Proteinpflanzen. Diese Marktkonzentration ermöglicht es gros-
sen Handelsunternehmen die Preise für Produzent*innen wie 
Konsument*innen zu beeinflussen.29 Das reale Vermögen der 
Milliardär*innen in der Lebensmittelbranche ist seit 2020 um 
mehr als 130 Milliarden US-Dollar gestiegen.30

Klimaprivileg Schweiz:  hohe Schutzfähigkeit,  
hohe Emissionen, hohe Verantwortung
Die Klimakrise macht auch vor der Schweiz nicht halt. Hitzewel-
len, Trockenheit, Wasserknappheit und Extremwetterereignis-
se betreffen uns zunehmend. Gleichzeitig verfügt die Schweiz 
über Möglichkeiten, Schäden zu begrenzen und sich davon zu 
erholen. Als Land mit hohen konsumbezogenen Emissionen, 
grossen Vermögen und einem bedeutenden Finanz- und Roh-
stoffhandelsplatz trägt die Schweiz überproportional zur Klima-
krise bei.

5 Emissionsungleichheit in der Schweiz
•	 Die reichsten 0,1 Prozent verursachen durchschnittlich 

245,6 Tonnen CO2 pro Person und Jahr. Das entspricht 
dem 26-fachen der Emissionen der ärmeren Hälfte.

•	 Das reichste Prozent verursacht 73,9 Tonnen CO2.
•	 Die ärmere Hälfte verursacht 9,4 Tonnen CO2 pro Person 

und Jahr.31

•	 Der Schweizer Durchschnitt liegt bei 13,9 Tonnen CO2.

Ein krasses Beispiel der Emissionsungleichheit ist der Privatjet-
verkehr. Obwohl Deutschland knapp zehnmal so viele Einwoh-
ner*innen hat, starteten in der Schweiz 2025 mehr als halb so 
viele Privatjets wie in Deutschland. Pro Kopf wurden damit rund 
5,5-mal so viele Abflüge registriert. Innerhalb von 33 Minuten 
verursachten Schweizer Privatjets so viel CO2 wie eine Person 
aus der ärmeren Hälfte der Bevölkerung in einem ganzen Jahr.32

Exponiert, aber nicht schutzlos
Rund 30 Prozent der Bevölkerung leben in Gebieten mit min-
destens einem relevanten Klimarisiko. Aufgrund von Wohl-
stand, Infrastruktur, Versicherungen und staatlichen Kapazi-
täten kann die Schweiz diese Risiken jedoch wesentlich besser 
abfedern als ärmere Länder.33 Auch die wirtschaftlichen Fol-
gen der Klimakrise treffen Schweizer*innen weniger stark als 
viele Menschen im Globalen Süden. So verwenden Schweizer 
Haushalte durchschnittlich rund 9 Prozent ihrer Konsumaus-
gaben für Lebensmittel, während es in afrikanischen Ländern 
im Durchschnitt 41 Prozent sind.34

Die Schweiz muss Verantwortung für hohe Emissionen 
übernehmen
Der ökologische Fussabdruck der Schweiz umfasst nicht nur 
die Emissionen im Inland. Als globaler Finanz-, Rohstoff- und 
Agrarhandelsplatz trägt sie weit über die eigenen Landesgren-
zen hinaus dazu bei. 
	 Schweizer Finanzinstitutionen halten oder verwalten Wert-
schriften von Kohle-, Öl- und Gasunternehmen im Umfang von 
rund 126,9 Milliarden US-Dollar. Damit gehört die Schweiz welt-
weit zu den grössten Investor*innen in fossile Unternehmen 
und liegt pro Kopf sogar an der Spitze. Rund 94 Prozent dieser 
Anlagen entfallen auf Unternehmen, die weiterhin neue fossile 
Reserven oder Infrastruktur erschliessen. Die UBS nimmt hier-
bei eine Schlüsselrolle ein: Die grösste Schweizer Bank hält mit 
rund 71,7 Milliarden US-Dollar mehr als die Hälfte der erfassten 
Fossilanlagen.
	 Gleichzeitig haben einige der weltweit grössten Rohstoff- 
und Agrarhandelskonzerne ihren Sitz in der Schweiz. Über den 
Finanzplatz, den Rohstoffhandel und internationale Investiti-
onsströme ist das Land eng mit Geschäftsaktivitäten verknüpft, 
die das globale Klima massgeblich schädigen.35

	 Aus dieser Schlüsselstellung erwächst Verantwortung: Die 
Schweiz verfügt nicht nur über die Ressourcen, um die Folgen 
der Klimakrise abzufedern; sie hat auch direkten Einfluss auf 
Unternehmen und Geschäftsmodelle, die wesentlich zur Klima-
krise beitragen. Sie hat deshalb die Pflicht, nicht nur die eigenen 
Emissionen konsequent zu reduzieren, sondern auch jene Ak-
teur*innen stärker in die Verantwortung zu nehmen, die über-
proportional zur Klimakrise beitragen oder wirtschaftlich von 
fossilen Geschäftsmodellen profitieren.
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Make Polluters Pay: 
Die Verursachenden 
zur Verantwortung 
ziehen

6

Die Klimakrise und ihre ungleichen Folgen sind nicht natur-
gegeben. Sie sind das Ergebnis politischer und wirtschaftlicher 
Entscheidungen. 
	 Bis heute werden ihre Kosten zu einem grossen Teil von 
der Allgemeinheit und von Menschen getragen, die wenig 
dazu beigetragen haben. Gleichzeitig verfügen die Hauptver-
ursacher*innen – emissionsintensive Unternehmen, grosse Fi-
nanzakteur*innen, reiche Länder und Einzelpersonen – über 
die Mittel, sich besser vor den Folgen zu schützen. Dieses Un-
gleichgewicht muss korrigiert werden.

Die Schweiz muss ihren Hebel nutzen
Die Schweiz hat besondere Möglichkeiten, die Hauptverursa-
cher*innen der Klimakrise in die Verantwortung zu nehmen. 
Als Standort grosser Vermögen, international tätiger Finanzins-
titute sowie bedeutender Rohstoff- und Agrarhandelsunterneh-
men kann sie dazu beitragen, dass diese für die Schäden ihres 
Beitrags zur Klimakrise aufkommen müssen. 

Solidar Suisse fordert den Bundesrat auf, das Verursacher- 
prinzip konsequent anzuwenden: Wer überproportional  
zur Klimakrise beiträgt oder davon profitiert, muss einen  
entsprechend grösseren Beitrag zu ihrer Bewältigung leisten.

Unsere Forderungen
Die Hauptverursachenden zur Finanzierung 
der Klimafolgen verpflichten
Wer überproportional zur Klimakrise beiträgt oder von emissi-
onsintensiven Geschäftsmodellen profitiert, soll einen grösseren 
Beitrag zur Finanzierung von Klimaschutz, Anpassungsmass-
nahmen sowie klimabedingten Verlusten und Schäden leisten.

Die Mittel dort einsetzen, wo die Klimakrise 
Menschen am härtesten trifft
Besonders betroffene Menschen und Gemeinschaften müssen 
besser geschützt und unterstützt werden. Dazu gehören Anpas-
sungsmassnahmen, die Bewältigung klimabedingter Verluste 
und Schäden sowie eine starke internationale Zusammenarbeit.

Fossile und besonders klimaschädliche  
Geschäftsmodelle verhindern
Gewinne aus fossilen Geschäften, klimaschädliche Investitio-
nen, Krisengewinne und andere Geschäftsmodelle, die zur Kli-
makrise beitragen oder von ihr profitieren, dürfen nicht weiter 
begünstigt werden.36

Konkret heisst das:
•	 Höhere Besteuerung grosser Vermögen und der Überge-

winne von Erdöl-, Gas- und Rohstoffunternehmen in der 
Schweiz und Vorantreiben internationaler Regelungen. 

•	 Einsatz der Steuereinnahmen für Klimaschutz, Anpas-
sungsmassnahmen sowie klimabedingte Verluste und 
Schäden im Globalen Süden.

•	 Stärkung der  internationalen Klima- und Entwicklungs-
zusammenarbeit, damit Menschen und Gemeinschaften, 
die am wenigsten zur Klimakrise beigetragen haben, 
besser auf ihre Folgen reagieren können.

Make Polluters Pay. 

Menschen im globalen Süden dürfen nicht für eine Krise  
bezahlen, die sie nicht verursacht haben. Wer die Klimakrise 
anheizt und an ihr verdient, muss sich an den Kosten ihrer  
Bewältigung beteiligen.
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